
§ 30 

Für die Größe der Grundstücke ist in der Regel die Eintragung im Liegenschaftskataster maßgebend. 

§ 31 
(1) Die Wertermittlung wird in der Regel durch landwirtschaftliche Sachverständige vorgenommen. Die 
Flurbereinigungsbehörde bestimmt die Zahl der Sachverständigen, wählt sie nach Anhörung des Vor­
standes der Teilnehmergemeinschaft aus der von der oberen Flurbereinigungsbehörde im Einvernehmen 
mit der landwirtschaftlichen Berufsvertretung aufgestellten Liste der als Sachverständige geeigneten Per­
sonen aus und leitet die Wertermittlung. Der Vorstand soll der Wertermittlung beiwohnen. 
(2) Sind zu einer Wertermittlung Kenntnisse erforderlich, die über die allgemeine landwirtschaftliche 
Sachkunde hinausgehen, so sind besondere anerkannte Sachverständige beizuziehen. 

§ 32 

Die Nachweisungen über die Ergebnisse der Wertermittlung sind zur Einsichtnahme für die Beteiligten 
auszulegen. Die Ergebnisse sind ihnen in einem Anhörungstermin zu erläutern. Nach Behebung begrün­
deter Einwendungen sind die Ergebnisse der Wertermittlung durch die Flurbereinigungsbehörde festzu­
stellen; die Feststellung ist öffentlich bekanntzumachen. 

§ 33 

Die Länder können die Vornahme der Wertermittlung sowie die Bekanntgabe und Feststellung der Wert­
ermittlungsergebnisse abweichend regeln. 

Fünfter Abschnitt 
Zeitweilige Einschränkungen des Eigentums 

§ 34 

(1) Von der Bekanntgabe des Flurbereinigungsbeschlusses bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereini­
gungsplanes gelten folgende Einschränkungen: 
1. In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde nur 

Änderungen vorgenommen werden, die zum ordnungsmäßigen Wirtschaftsbetrieb gehören. 
2. Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und ähnliche Anlagen dürfen nur mit 

Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder besei­
tigt werden. 

3. Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzelne Bäume, Hecken, Feld- und Ufer 
gehölze dürfen nur in Ausnahmefällen, soweit landeskulturelle Belange, insbesondere des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege, nicht beeinträchtigt werden, mit Zustimmung der Flurbereini­
gungsbehörde beseitigt werden. Andere gesetzliche Vorschriften über die Beseitigung von Reb­
stöcken und Hopfenstöcken bleiben unberührt. 

(2) Sind entgegen den Vorschriften des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 Änderungen vorgenommen oder Anlagen 
hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Flurbereinigungsverfahren unberücksichtigt bleiben. 
Die Flurbereinigungsbehörde kann den früheren Zustand gemäß § 137 wiederherstellen lassen, wenn 
dies der Flurbereinigung dienlich ist. 
(3) Sind Eingriffe entgegen der Vorschrift des Absatzes 1 Nr. 3 vorgenommen worden, so muss die Flurbe­
reinigungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen. 
(4) Das Erfordernis der Zustimmung und die Folgen seiner Nichtbeachtung sind öffentlich bekanntzu­
machen. 
(5) Ist die Bekanntmachung nach Absatz 4 nicht gemäß§ 6 Abs. 1 in den entscheidenden Teil des-Flurbe­
reinigungsbeschlusses aufgenommen worden, so treten die Rechtswirkungen gemäß den Absätzen 1 bis 
3 erst mit der besonderen Bekanntmachung gemäß Absatz 4 ein. 

§ 35 

(1) Die Beauftragten der Flurbereinigungsbehörde sind berechtigt, zur Vorbereitung und zur Durchfüh­
rung der Flurbereinigung Grundstücke zu betreten und die nach ihrem Ermessen erforderlichen Arbei­
ten auf ihnen vorzunehmen. 
(2) Soweit der hierdurch verursachte Schaden den Durchschnitt erheblich übersteigt, hat die Flurbereini­
gungsbehörde eine angemessene Entschädigung festzusetzen. Die Entschädigung trägt die Teilnehmer­
gemeinschaft; falls die Flurbereinigung nicht angeordnet wird, trägt sie das Land. 
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wesentliche Vorteile haben, kann durch den Flurbereinigungsplan ein den Vorteilen entsprechender An­
teil an den Kosten der Unterhaltung solcher Anlagen auferlegt werden. Der Kostenanteil ist an den Unter­
haltungspflichtigen zu zahlen. Er haftet als öffentliche Last auf den Grundstücken, für die er festgesetzt ist. 

§43 
Sollen Anlagen im Sinne des Gesetzes über Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbandsgesetz) vom 
12. Februar 1991 (BGBI. 1 S. 405) im Flurbereinigungsverfahren ausgeführt werden, so kann die Flurbe­
reinigungsbehörde zur Ausführung und Unterhaltung dieser Anlagen einen Wasser- und Bodenverband 
nach den Vorschriften über Wasser- und Bodenverbände gründen. Während des Flurbereinigungsverfah­
rens sind die Flurbereinigungsbehörde die Aufsichtsbehörde und die obere Flurbereinigungsbehörde 
die obere Aufsichtsbehörde des Verbandes. 

Zweiter Abschnitt 
Grundsätze für die Abfindung 

§44 
(1) Jeder Teilnehmer ist für seine Grundstücke unter Berücksichtigung der nach § 47 vorgenommenen Ab­
züge mit Land von gleichem Wert abzufinden. Bei der Bemessung der Landabfindung sind die nach den 
§§ 27 bis 33 ermittelten Werte zugrunde zu legen. Maßgebend ist der Zeitpunkt, in dem der neue Rechts­
zustand an die Stelle des bisherigen tritt(§ 61 Satz 2). In den Fällen der vorläufigen Besitzeinweisung ist 
der Zeitpunkt maßgebend, in dem diese wirksam wird. 
(2) Bei der Landabfindung sind die betriebswirtschaftlichen Verhältnisse aller Teilnehmer gegeneinander 
abzuwägen und alle Umstände zu berücksichtigen, die auf den Ertrag, die Benutzung und die Verwertung 
der Grundstücke wesentlichen Einfluß haben. 
(3) Die Landabfindungen müssen in möglichst großen Grundstücken ausgewiesen werden. Unvermeid­
bare Mehr- oder Minderausweisungen von Land sind in Geld auszugleichen. Die Grundstücke müssen 
durch Wege zugänglich gemacht werden; die erforderliche Vorflut ist, soweit möglich, zu schaffen. 
(4) Die Landabfindung eines Teilnehmers soll in der Nutzungsart, Beschaffenheit, Bodengüte und Ent­
fernung vom Wirtschaftshofe oder von der Ortslage seinen alten Grundstücken entsprechen, soweit es 
mit einer großzügigen Zusammenlegung des Grundbesitzes nach neuzeitlichen betriebswirtschaftlichen 
Erkenntnissen vereinbar ist. 

(5) Wird durch die Abfindung eine völlige Änderung der bisherigen Struktur eines Betriebes erforderlich, 
so bedarf sie der Zustimmung des Teilnehmers. Die Kosten der Änderung sind Ausführungskosten(§ 105). 
(6) Die Landabfindungen können im Wege des Austausches in einem anderen Flurbereinigungsgebiet 
ausgewiesen werden, soweit es für die Durchführung der Flurbereinigung zweckmäßig ist und in den 
betroffenen Flurbereinigungsgebieten der neue Rechtszustand gleichzeitig eintritt. Die Landabfindun­
gen werden in diesen Fällen durch die Flurbereinigungspläne der Flurbereinigungsgebiete festgestellt, 
in denen sie ausgewiesen werden. 
(7 ) Sind die betroffenen Rechtsinhaber einverstanden, können die Flurbereinigungsbehörde und die Ge­
meinde (Umlegungsstelle) in gegenseitigem Einvernehmen den Eigentümer eines in einem Flurbereini­
gungsgebiet gelegenen Grundstücks mit einem Grundstück in einem Gebiet abfinden, in dem eine Um­
legung nach Maßgabe des Vierten Teils des Ersten Kapitels des Baugesetzbuchs durchgeführt wird. Das 
gleiche gilt, wenn der Eigentümer eines in einem Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücks mit einem 
Grundstück in einem Flurbereinigungsgebiet abgefunden werden soll. Im übrigen ist Absatz 6 entspre­
chend anzuwenden. 

§45 
(1) Wenn der Zweck der Flurbereinigung es erfordert, können verändert werden: 
1. Hof- und Gebäudeflächen; 
2. Parkanlagen; 
3. Naturdenkmale, Naturschutzgebiete sowie geschützte Landschaftsteile und geschützte Land--

schaftsbestandteile; 
4. Seen, Fischteiche und Fischzuchtanstalten; 
5. Gewässer, die einem gewerblichen Betrieb dienen; 
6. Sportanlagen; 
7. Gärtnereien; 
8. Friedhöfe, einzelne Grabstätten und Denkmale; 
9. Anlagen, die dem öffentlichen Verkehr, dem Hochwasserschutz, der öffentlichen Wasser- und Ener-
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§ 59 
(1) Der Flurbereinigungsplan ist den Beteiligten bekanntzugeben. Die neue Feldeinteilung ist ihnen auf 
Wunsch an Ort und Stelle zu erläutern. 

(2) Widersprüche gegen den bekanntgegebenen Flurbereinigungsplan müssen die Beteiligten zur Ver­
meidung des Ausschlusses in einem Anhörungstermin vorbringen; hierauf ist in der Ladung und im Ter­
min hinzuweisen. Die Ladungsfrist beträgt zwei Wochen. 

(3) Jedem Teilnehmer ist ein Auszug aus dem Flurbereinigungsplan zuzustellen, der seine neuen Grund­
stücke nach Fläche und Wert sowie das Verhältnis seiner Gesamtabfindung zu dem von ihm Eingebrach­
ten nachweist. Der Auszug soll der Ladung zum Anhörungstermin beigefügt werden. Wird durch öffent­
liche Bekanntmachung geladen, so soll der Auszug den Teilnehmern zwei Wochen vor ihrer Anhörung 
zugehen. 

(4) Widersprüche nach Absatz 2 sind in die Verhandlungsniederschrift(§§ 129 bis 131) aufzunehmen. 
(5) Die Länder können an Stelle oder neben dem im Termin vorzubringenden Widerspruch schriftlichen 
Widerspruch innerhalb von zwei Wochen nach dem Terminstage zulassen. 

§ 60 
(1 ) Die Flurbereinigungsbehörde hat begründeten Widersprüchen abzuhelfen. Sie kann auch andere 
Änderungen des Flurbereinigungsplanes vornehmen, die sie für erforderlich hält. Die Bekanntgabe der 
Änderungen und die Anhörung sind auf die daran Beteiligten zu beschränken. Im übrigen sind die Vor­
schriften des § 59 anzuwenden. 

(2) Die nach Abschluss der Verhandlungen verbleibenden Widersprüche legt die Flurbereinigungsbe­
hörde gemäß der Vorschrift des§ 141 Abs. 1 der oberen Flurbereinigungsbehörde vor. 

Vierter Abschnitt 
Ausführung des Flurbereinigungsplanes 

§ 61 

Ist der Flurbereinigungsplan unanfechtbar geworden, ordnet die Flurbereinigungsbehörde seine Aus­
führung an (Ausführungsanordnung). Zu dem in der Ausführungsanordnung zu bestimmenden Zeitpunkt 
tritt der im Flurbereinigungsplan vorgesehene neue Rechtszustand an die Stelle des bisherigen. 

§ 62 
(1) Die Ausführungsanordnung und der Zeitpunkt des Eintritts des neuen Rechtszustandes(§ 61 Satz 2) 
sind öffentlich bekanntzumachen. In der Bekanntmachung ist auf die Frist nach § 71 Satz 3 hinzuweisen. 

(2) Durch Überleitungsbestimmungen, zu denen der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft zu hören ist, 
regelt die Flurbereinigungsbehörde die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand, namentlich den 
Übergang des Besitzes und der Nutzung der neuen Grundstücke. 

(3) Die Überleitungsbestimmungen sind bei den Gemeindeverwaltungen der Flurbereinigungsgemein­
den oder bei dem Vorstand der Teilnehmergemeinschaft zur Einsichtnahme für die Beteiligten auszu­
legen. Die Auslegung ist öffentlich bekanntzumachen. 

§ 63 
(1) Die Ausführung des Flurbereinigungsplanes kann vor seiner Unanfechtbarkeit angeordnet werden, 
wenn die Flurbereinigungsbehörde verbliebene Widersprüche gemäß § 60 Abs. 2 der oberen Flurbe­
reinigungsbehörde vorgelegt hat und aus einem längeren Aufschub der Ausführung voraussichtlich er­
hebliche Nachteile erwachsen würden ( vorzeitige Ausführungsanordnung). 

(2) Wird der vorzeitig ausgeführte Flurbereinigungsplan unanfechtbar geändert, so wirkt diese Ände­
rung in rechtlicher Hinsicht auf den in der Ausführungsanordnung festgesetzten Tag zurück. Die tatsäch­
liche Ausführung der Änderung regelt die Flurbereinigungsbehörde durch Überleitungsbestimmungen. 
Die Änderung ist den Beteiligten bekanntzugeben. 

§ 64 
Die Flurbereinigungsbehörde kann den Flurbereinigungsplan auch nach der Ausführungsanordnung(§§ 
61 und 63) ändern oder ergänzen, wenn öffentliche Interessen oder wichtige, nicht vorherzusehende wirt­
schaftliche Bedürfnisse der Beteiligten es erfordern oder wenn ihr eine rechtskräftige gerichtliche Ent­
scheidung bekannt wird. Für das Verfahren gelten die§§ 59 bis 63 sinngemäß; § 63 Abs. 2 gilt auch, wenn 
die Ausführung des Flurbereinigungsplanes gemäß§ 61 Satz 1 angeordnet war. 
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Fünfter Abschnitt 
Vorläufige Besitzeinweisung 

§ 65 
(1) Die Beteiligten können in den Besitz der neuen Grundstücke vorläufig eingewiesen werden, wenn de­
ren Grenzen in die Örtlichkeit übertragen worden sind und endgültige Nachweise für Fläche und Wert 
der neuen Grundstücke vorliegen sowie das Verhältnis der Abfindung zu dem von jedem Beteiligten Ein­
gebrachten feststeht. Die neue Feldeinteilung ist den Beteiligten bekanntzugeben und auf Antrag an 
Ort und Stelle zu erläutern. Die vorläufige Besitzeinweisung kann auf Teile des Flurbereinigungsgebietes 
beschränkt werden. 

(2) Die Flurbereinigungsbehörde ordnet die vorläufige Besitzeinweisung an. Die Vorschrift des§ 1 8  Abs. 2 
ist nicht anzuwenden. Die vorläufige Besitzeinweisung ist öffentlich bekanntzumachen; in den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 3 kann sie auch zugestellt werden. Die Vorschriften des § 62 Abs. 2 und 3 gelten sinnge­
mäß. 

§ 66 
(1) Mit dem in den Überleitungsbestimmungen bestimmten Zeitpunkt gehen der Besitz, die Verwaltung 
und die Nutzung der neuen Grundstücke auf den in der neuen Feldeinteilung benannten Empfänger über. 
Soweit an Erzeugnissen oder sonstigen Bestandteilen besondere Rechtsverhältnisse bestehen können, 
gilt der Empfänger als Eigentümer der neuen Grundstücke. Insbesondere treten die Erzeugnisse der neu­
en Grundstücke in rechtlicher Beziehung an die Stelle der Erzeugnisse der alten Grundstücke. Die Flurbe­
reinigungsbehörde kann Abweichendes bestimmen. 
(2) Die Vorschriften der§§ 6 9  bis 71 sind sinngemäß anzuwenden. 
(3) Die rechtlichen Wirkungen der vorläufigen Besitzeinweisung enden mit der Ausführung des Flurbe­
reinigungsplanes(§§ 61 und 63). 

§ 67 
(1) Ausgleiche und Abfindungen in Geld sind möglichst anschließend an die Anordnung nach§ 65 Abs. 2 
zu leisten, soweit nicht Rechte Dritter nach den Vorschriften der§§ 74 bis 78 zu wahren sind. 
(2) Beträge, die nach den endgültigen Festsetzungen im Flurbereinigungsplan in anderer Höhe oder von 
anderen Beteiligten zu zahlen sind, sind nach Ausführung des Flurbereinigungsplanes auszugleichen. 

Sechster Abschnitt 
Wahrung der Rechte Dritter 

§ 68 
(1) Die Landabfindung tritt hinsichtlich der Rechte an den alten Grundstücken und der diese Grundstücke 
betreffenden Rechtsverhältnisse, die nicht aufgehoben werden(§ 4 9), an die Stelle der alten Grundstücke. 
Die örtlich gebundenen öffentlichen Lasten, die auf den alten Grundstücken ruhen, gehen auf die in de­
ren örtlicher Lage ausgewiesenen neuen Grundstücke über. 
(2) Wird eine Landabfindung für mehrere alte Grundstücke oder Berechtigungen gegeben, die durch 
verschiedene Rechtsverhältnisse betroffen werden, so hat die Flurbereinigungsbehörde zu bestimmen, 
welche neuen Grundstücke oder Bruchteile von neuen Grundstücken an die Stelle der einzelnen alten 
Grundstücke oder Berechtigungen treten. 

(3) Auf Antrag und, soweit erforderlich, auch von Amts wegen hat die Flurbereinigungsbehörde an Stelle 
der nach Absatz 2 bestimmten Bruchteile besondere Grundstücke auszuweisen. Das gilt nicht hinsichtlich 
der Bruchteile von Berechtigungen der in § 4 9  Abs. 1 Satz 3 bezeichneten Art. 

§ 69 

Der Nießbraucher hat einen angemessenen Teil der dem Eigentümer zur Last fallenden Beiträge(§ 19) zu 
leisten und dem Eigentümer die übrigen Beiträge vom Zahlungstage ab zum angemessenen Zinssatz zu 
verzinsen. Entsprechend ist eine Ausgleichszahlung zu verzinsen, die der Eigentümer für eine dem Nieß­
brauch unterliegende Mehrzuteilung von Land zu leisten hat. 

§ 70 

(1) Bei Pachtverhältnissen ist ein Wertunterschied zwischen dem alten und dem neuen Pachtbesitz durch 
Erhöhung oder Minderung der Pacht oder in anderer Weise auszugleichen. 
(2) Wird der Pachtbesitz durch die Flurbereinigung so erheblich geändert, dass dem Pächter die Bewirt-
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schaftung wesentlich erschwert wird, so ist das Pachtverhältnis zum Ende des bei Erlaß der Ausführungs­
anordnung laufenden oder des darauffolgenden ersten Pachtjahres aufzulösen. 
(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Vertragst�ile eine abweichende Regelung 
getroffen haben. 

§ 71 

Über die Leistungen nach § 69, den Ausgleich nach § 70 Abs. 1 und die Auflösung des Pachtverhältnisses 
nach § 70 Abs. 2 entscheidet die Flurbereinigungsbehörde. Die Entscheidung ergeht nur auf Antrag; im 
Falle des § 70 Abs. 2 ist nur der Pächter antragsberechtigt. Die Anträge sind spätestens drei Monate nach 
Erlass der Ausführungsanordnung bei der Flurbereinigungsbehörde zu stellen. 

§ 72 
(1) Wird ein Teilnehmer nur in Geld abgefunden, so sind die Inhaber von Hypotheken, Grundschulden, 
Rentenschulden und Reallasten an den alten Grundstücken sowie die Gläubiger von Rückständen öffent­
licher Lasten oder als öffentliche Last auf den alten Grundstücken ruhender Renten auf die Geldabfindung 
angewiesen. 
(2) Wird eine Geldabfindung für mehrere alte Grundstücke oder Berechtigungen gegeben, die verschie­
denen Rechtsverhältnissen unterliegen, so hat die Flurbereinigungsbehörde zu bestimmen, welche Teil­
beträge der Geldabfindung an die Stelle der alten Grundstücke oder Berechtigungen treten. 

§ 73 
Wird ein Teilnehmer nur in Geld abgefunden, so sind Altenteilsberechtigte sowie Inhaber von Erwerbs­
rechten an den alten Grundstücken oder von dinglichen oder persönlichen Rechten, die zum Besitz oder 
zur Nutzung dieser Grundstücke berechtigen oder die Benutzung dieser Grundstücke beschränken, ge­
sondert abzufinden. Die Vorschriften des § 49 Abs. 1 und 3 gelten entsprechend. 

§ 74 
Wird ein Teilnehmer nur in Geld abgefunden, so sind die Rechte nach § 72 Abs. 1, soweit sie aus dem 
Grundbuch ersichtlich oder sonst bekannt sind, nach folgenden Vorschriften zu wahren: 
1. Sind die Rechte nicht streitig, Teilnehmer und Berechtigte über die Auszahlung einig und macht 

kein Dritter dingliche Rechte an der Geldabfindung geltend, so weist die Flurbereinigungsbehör­
de die Teilnehmergemeinschaft an, das Geld den Berechtigten auszuzahlen. 

2. Sind die Rechte streitig oder Teilnehmer und Berechtigte über die Auszahlung nicht einig oder 
macht ein Dritter dingliche Rechte an der Geldabfindung geltend, so weist die Flurbereinigungsbe­
hörde die Teilnehmergemeinschaft an, das Geld zugunsten des in Geld abgefundenen Teilnehmers, 
der Berechtigten und des Dritten bei dem nach Nummer 3 für die Verteilung zuständigen Amtsge­
richt unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme zu hinterlegen. Nach der Hinterlegung können 
Ansprüche wegen der Geldabfindung im Flurbereinigungsverfahren nicht mehr geltend gemacht 
werden. Das Amtsgericht hat den hinterlegten Betrag nach Maßgabe des § 75 zu verteilen. § 108 ist 
nicht anzuwenden. 

3. Für die Verteilung ist das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk die mit den Rechten belasteten 
Grundstücke liegen. liegen die belasteten Grundstücke in den Bezirken verschiedener Amtsge­
richte, so ist das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk die größere Fläche der belasteten Grund 
stücke liegt. In Zweifelsfällen gilt § 2 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangs 
verwaltung in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (Reichsgesetzbl. S. 369, 713), 
zuletzt geändert durch das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesge­
setzbl. 1 S. 469), entsprechend. 

4. Hypotheken, Grundschulden, Rentenschulden und Reallasten, die aus der Geldabfindung nicht be­
friedigt werden, erlöschen. 

§ 75 

(1) Nach Eintritt des neuen Rechtszustandes kann jeder Hinterlegungsbeteiligte sein Recht an der hinter­
legten Summe gegen einen Mitbeteiligten, der dieses Recht bestreitet, vor den ordentlichen Gerichten 
geltend machen oder die Einleitung eines gerichtlichen Verteilungsverfahrens beantragen. 
(2) Auf das Verteilungsverfahren sind die Vorschriften über die Verteilung des Erlöses im Falle der Zwangs­
versteigerung mit folgenden Abweichungen sinngemäß anzuwenden: 
1. Das Verteilungsverfahren ist durch Beschluss zu eröffnen. 
2. Die Zustellung des Eröffnungsbeschlusses an den Antragsteller gilt als Beschlagnahme im Sinne 

des§ 13 des Zwangsversteigerungsgesetzes. Ist das Grundstück schon in einem Zwangsversteige­
rungs- oder Zwangsverwaltungsverfahren beschlagnahmt, so hat es hierbei sein Bewenden. 
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§ 82
Solange die Flurbereinigungsbehörde die Berichtigung des Grundbuches noch nicht veranlasst hat, kann 
ein Teilnehmer, dessen Rechte durch Widersprüche gegen den Flurbereinigungsplan voraussichtlich 
nicht berührt werden, beantragen, dass die Flurbereinigungsbehörde das Grundbuchamt sogleich er­
sucht, das Grundbuch durch Eintragung seiner neuen Grundstücke zu berichtigen. Dem Ersuchen sind 
außer der Bescheinigung über den Eintritt des neuen Rechtszustandes nur die Nachweise über die alten 
und neuen Grundstücke des Antragstellers beizufügen. 

§ 83
Nachträgliche Änderungen, Ergänzungen oder Berichtigungen des Flurbereinigungsplanes (§§ 64 und 
132) werden nach den§§ 79 bis 82 in das Grundbuch übernommen.

Vierter Teil 

Besondere Vorschriften 

Erster Abschnitt 
Waldgrundstücke 

§ 84

Ländlicher Grundbesitz im Sinne dieses Gesetzes sind auch Waldgrundstücke. 

§ 85
.J;ür sie Einbeziehung von Waldgrundstücken in ein Flurbereinigungsverfahren gelten folgende Sonder­
vorschriften: 
1. In den Fällen des § 5 Abs. 2 sowie der §§ 38 und 41 Abs. 2 ist die forstwirtschaftliche Berufsvertre­

tung entsprechend zu beteiligen.
2. Zur Einbeziehung einer geschlossenen Waldfläche von mehr als zehn Hektar Größe ist die Zustim­

mung der Forstaufsichtsbehörde erforderlich.
3. Für größere Waldgrundstücke, die einer Zusammenlegung nicht bedürfen und von der Flurbereini­

gung keinen wesentlichen Vorteil haben, sind Beiträge(§ 19) nicht zu erheben.
4. Ist der Wert eines Holzbestandes zu ermitteln, sind die Grundsätze der Waldwertrechnung anzu­

wenden.
5. Von der Bekanntgabe des Flurbereinigungsbeschlusses bis zur Ausführungsanordnung bedürfen

Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsmäßigen Bewirtschaftung übersteigen, der Zu­
stimmung der Flurbereinigungsbehörde; die Zustimmung darf nur im Einvernehmen mit der Forst­
aufsichtsbehörde erteilt werden.

6. Sind Holzeinschläge entgegen der Vorschrift der Nummer 5 vorgenommen worden, so kann die
Flurbereinigungsbehörde anordnen, dass derjenige, der das Holz gefällt hat, die abgeholzte oder
verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichtsbehörde wieder ordnungsmäßig in Be­
stand zu bringen hat.

7. Eine geschlossene Waldfläche von mehr als drei Hektar Größe darf nur mit Zustimmung des Eigen­
tümers oder der Forstaufsichtsbehörde wesentlich verändert werden.

8. Wird eine Waldfläche einem anderen zugeteilt, ist für aufstehendes Holz, soweit möglich, Abfin­
dung in Holzwerten zu geben.

9 .  Die Teilung von Waldgrundstücken, die in gemeinschaftlichem Eigentum stehen(§ 48 Abs. 1), und
die Aufhebung von Dienstbarkeiten (§ 49 Abs. 1) bedürfen der Zustimmung der Forstaufsichtsbe­
hörde.

10. § 31 Abs. 2 und § 50 gelten entsprechend.
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